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Für fast jeden etwas dabei
Die neue Partei Mouvement libéral der Waadtländer Staatsrätin Valérie Dittli stellt ihr Programm vor

MATTHIAS SANDER, ROPRAZ

Drei Wochen können lang sein, sehr
lang. Zumal wenn eine wichtige Abstim-
mung und kantonale Wahlen anstehen.
Drei Wochen, so lang hatte man prak-
tisch nichts mehr von Valérie Dittlis
neuer Partei gehört. Am 1. September
wurde das Mouvement libéral von drei
Personen gegründet. Gleichentags ver-
kündete der Präsident, der Gemeinde-
politiker Luigi Mancini, in einem un-
glücklichen Interview auf Radio RTS,
dass drei Tage später «unser gesamtes
Programm» veröffentlicht werde.

Das ist nun mit einiger Verspätung
geschehen. Am Donnerstag hat die
«Partei im Aufbau», wie sie sich selbst
nennt, die Medien in einer jungen Bier-
brauerei im Dorf Ropraz nordöstlich
von Lausanne empfangen. Schon die
Wahl des Ortes war ein Statement: Nah
bei den Leuten will die Bewegung sein,
nah bei der Mittelklasse, bei Unterneh-
mern und den Gemeinden. Und wenn
sie in der Kantonshauptstadt Politik ma-
chen will, dann um ihrer Zielgruppe
mehr Freiheit zu geben.

Mitte-rechts-Mehrheit als Ziel

Dass die Bewegung mehr sein will als
nur ein Wahlverein für Valérie Dittli, das
wurde am Donnerstag immer wieder
deutlich. Dittli selbst hat in der Partei
keine offizielle Funktion, wie sie bestä-
tigte. Durch die eineinhalbstündige
Medienkonferenz führte, in Abwesen-
heit des Präsidenten, die Vizepräsiden-
tin und Mitgründerin Jacqueline Bott-
lang-Pittet. Sie hatte wie Dittli im Au-
gust die Mitte-Partei verlassen, nach
mehr als fünfzig Jahren Mitgliedschaft.

Die Vizepräsidentin begann die
Medienkonferenz mit einer kühnen
Aussage: Ziel sei es, dank Valérie Dittli
die Mitte-rechts-Mehrheit im Regie-
rungsrat zu behalten. Dabei ist fraglich,
inwiefern es diese Mehrheit nach zwei
Jahren Dittli-Affären noch gibt. Sowohl
die FDP, die drei der sieben Staatsräte
stellt, als auch die SVP, auf deren Kosten
Dittli 2022 ihren Regierungssitz gewon-
nen hatte, schlossen bereits vor Monaten
zumindest für den Wahlkampf eine
Allianz mit Dittli aus.

Aber am Ende entscheiden natürlich
die Wähler, und nun wissen sie auch bes-
ser, was sie vom Mouvement (Slogan:
«Solidarität, Nachhaltigkeit, Verantwor-
tung») erwarten können. Die Bewegung
will Steuern und Ausgaben senken sowie
eine Schuldenbremse analog zum Bund
einführen, wie das Präsidiumsmitglied
Françoise Crausaz sagte, ein Ex-Mitglied
der einstigen Liberalen Partei und spä-
ter der FDP.Ausserdem wolle die Bewe-
gung eine Volksinitiative für eine Sen-
kung der Steuertarife auf Einkommen
und Vermögen lancieren.

Letzterer Punkt hat eine gewisse Bri-
sanz. Denn Unternehmervertreter for-
dern dies seit langem, und am Sonntag
stimmen die Waadtländer über eine pau-
schale Senkung beider Steuern um

12 Prozent ab. Die bürgerlich domi-
nierte Kantonsregierung lehnt das ab.
Sie verweist darauf, dass sie die Einkom-
mens- und die Vermögenssteuer bereits
um 7 Prozent für kommendes Jahr ge-
senkt hat – und dass der jüngste Budget-
entwurf erneut ein Defizit vorsieht.

Mit Spannung war deshalb erwartet
worden, wie das Mouvement libéral sich
zu dieser Steuersenkungsinitiative posi-
tionieren würde: Es befürwortet sie.
Das habe eine Mehrheit der Präsidiums-
mitglieder entschieden, hiess es dazu
am Donnerstag. Die erste Generalver-
sammlung mit allen «knapp 100 Mitglie-
dern» sei demnächst geplant.

Valérie Dittli hingegen sagte, dass sie
weiter die Regierungsposition vertrete –
und somit die Steuersenkungsinitiative

ablehne.Wie übrigens auch ihre frühere
Partei, die Mitte. Somit sind die junge
Bewegung und ihre einzige einer breite-
ren Öffentlichkeit bekannte Bannerträ-
gerin von Anfang an in einem wichtigen
Dossier offiziell nicht auf einer Linie.

In der Brauerei sprachen noch lange
die weiteren Präsidiumsmitglieder. So
betonte der Mitgründer und Gemeinde-
präsident von Henniez,Yannick Escher,
die Bedeutung von Subsidiarität und
Gemeindeautonomie. Beides werde
von einem zunehmend zentristischen
Kanton gefährdet, sagte er sinngemäss.
Escher hatte mit einer Bewegung
namens Autonomie communale bereits
gegen die Gemeindereform des gegen-
wärtigen Regierungsrats opponiert und
dafür nach eigenen Angaben 80 der 300

Waadtländer Gemeinden gewonnen.
Schliesslich leitete die Vizepräsidentin
Bottlang-Pittet zur Kandidatur Valérie
Dittlis für den Staatsrat über. Dittli habe
in der Regierung «nicht alles richtig ge-
macht», aber sie habe sich getraut anzu-
ecken. Vor allem habe Dittli in ihren
bald fünf Jahren in der Regierung viel
gelernt.

Giftpfeile gegen den Vorgänger

Das sagte dann auch die Betroffene
selbst in ähnlichen Worten. Sie wolle
ihre Bilanz verteidigen, wozu sie bisher
kaum Gelegenheit gehabt habe, behaup-
tete sie. Der Satz wirkte merkwürdig,
denn Dittli hat gerade in jüngster Zeit
mehrfach grosse Interviews gegeben.

Die ehemalige Finanzministerin –
das Departement wurde ihr im März
2025 von ihren Regierungskollegen ent-
zogen – heftete sich etwa die erste all-
gemeine Steuersenkung in der Waadt
seit zwanzig Jahren ans Revers. Ausser-
dem habe sie für mehr Transparenz in
der kantonalen Budgetplanung gesorgt.
Die finanzielle Verantwortung beginne
mit solchen Schritten, sagte sie. Es
waren kaum verhohlene Giftpfeile
gegen ihren langjährigen Vorgänger,
den heutigen FDP-Ständerat Pascal
Broulis, über dessen zuvor illegal ange-
wandte Steuerbremse für Reiche Dittli
unter anderem stolperte.

Im Bereich der Landwirtschaft, des
einzigen ihr verbliebenen Departe-
ments, verwies sie auf Investitionen von
rund 140 Millionen Franken in ihrer
Amtszeit. Dazu gehören etwa 17 Millio-
nen Franken für die Neuausrichtung der
kriselnden Weinwirtschaft. All diese
Dinge seien in Teamarbeit entstanden,
mit der Regierung, dem Parlament und
weiteren Akteuren, betonte Dittli, der
oft Alleingänge vorgeworfen werden.

Abschliessend sagte sie, dass sie heute
ihre Funktion als Ministerin besser
kenne, wie auch die damit verbundenen
Anforderungen und Schwierigkeiten.
Gerade weil sie nun vertrauter mit die-
sen Dingen sei, wolle sie weiterregieren.
Und dabei mehr zuhören, versprach sie.
Im Februar sind die kantonalen Wah-
len – dann wird sich zeigen, ob Valérie
Dittli dazu die Gelegenheit bekommt.

Valérie Dittli, flankiert von den Präsidiumsmitgliedern Laurent Chaubert, Françoise Crausaz, Yannick Escher und Jacqueline
Bottlang-Pittet (von links). JEAN-CHRISTOPHE BOTT / KEYSTONE

Thurgau, Zürich und Ausserrhoden gegen Frühfranzösisch-Zwang
Der Bundesrat will den Französischunterricht in der Primarschule vorschreiben – in den Augen der Kantone eine Kompetenzüberschreitung

ANDRI ROSTETTER

Der Streit um das Frühfranzösisch er-
reicht die nächste Eskalationsstufe. Die
Thurgauer Regierung hat am Donners-
tag scharf auf den Plan des Bundesrats
reagiert, die Deutschschweizer Kantone
über eine Änderung des Sprachengeset-
zes zum Französischunterricht in der
Primarschule zu zwingen. Es sei «be-
fremdend, wenn der Bund über eine
vorsorgliche Vorlage Druck auf die Kan-
tone auszuüben versucht».

Aus Sicht der Thurgauer Regierung
geht die Argumentation des Bundesrats
nicht auf. Er könne sich nicht auf
die Bundesverfassung berufen, um den
Kantonen den Unterricht einer Landes-
sprache aufzuzwingen. Der vielzitierte
Verfassungsartikel 62, wonach der Bund
eine Harmonisierung des Unterrichts
per Gesetz einfordern kann, reiche dazu
nicht aus. Nur weil die Kantone den
Beginn des Fremdsprachenunterrichts
unterschiedlich regelten, sei die Harmo-
nisierung nicht gescheitert, schreibt die
Thurgauer Regierung.

Auch der Zürcher Regierungsrat
lehnt das Vorgehen des Bundesrats ab. Er
anerkenne zwar die sprachenpolitische
Verantwortung des Bundes. Doch ein sol-
cher Eingriff in die Bildungshoheit der
Kantone sei nicht angezeigt. Die Kan-
tone hätten den Ernst der Lage erkannt
und erarbeiteten derzeit Lösungen.

Die Zürcher Regierung verweist auf
die Erklärung der Erziehungsdirek-

torenkonferenz (EDK) zur gesamt-
schweizerischen Koordination des Spra-
chenunterrichts vom Herbst 2025. Die
Mitglieder der EDK sprachen sich ein-
stimmig dafür aus, den Fremdsprachen-
unterricht zu überprüfen und Verbesse-
rungen zu diskutieren.

Die Ausserrhoder Regierung stellt
sich ebenfalls gegen eine Änderung des
Sprachengesetzes. Das Gesetz sei nicht
dafür da, den Unterricht der Landes-
sprachen in der Volksschule zu regeln.
Die vorgesehene Regelung würde einen
Präzedenzfall schaffen und die verfas-
sungsmässig vorgesehene Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und Kanto-
nen langfristig aushöhlen. Indirekt
würde mit der neuen Regelung sogar
der Englischunterricht vorgegeben. Die
Vorlage sei deshalb «weder notwendig
noch verhältnismässig».

Zwei Varianten

Der Bundesrat will mit der Änderung
des Sprachengesetzes jenen Kantonen
zuvorkommen, die den Französisch-
unterricht in der Primarschule streichen
wollen. Im vergangenen Jahr wurden
in mehreren Deutschschweizer Parla-
menten Vorstösse überwiesen, die auf
eine Neuordnung des Sprachenunter-
richts hinauslaufen. Das Parlament von
Appenzell Ausserrhoden beschloss im
März 2025, den Französischunterricht
auf die Sekundarstufe zu verschieben.
Im September desselben Jahres folgten

der Zürcher und der St. Galler Kan-
tonsrat, im Juni 2026 der Aargauer
Grosse Rat. In diesen Kantonen sind
derzeit die Regierungen dabei, entspre-
chende Gesetze auszuarbeiten.

Bis diese in Kraft sind, dürfte es zwar
noch mehrere Jahre dauern. Der Bun-
desrat möchte jedoch verhindern, dass es
so weit kommt. Am 12. Juni schickte er
eine Änderung des Sprachengesetzes in
die Vernehmlassung, mit der Frühfranzö-
sisch für alle Deutschschweizer Kantone
verbindlich würde. Der Bundesrat stellt
den Kantonen zwei Varianten zur Wahl.
Die erste Variante sieht vor, dass in der
Primarschule Englisch und eine zweite
Landessprache unterrichtet werden.

Die zweite Variante, aus Sicht des
Bundesrates die «Minimalvorgabe», soll
den Kantonen mehr Spielraum geben:
Der Unterricht einer zweiten Landes-
sprache muss in der Primarschule begin-
nen und bis zum Ende der Sekundar-
stufe I dauern; auf den Englischunter-
richt können die Primarschulen im
Gegenzug verzichten. Der Bundesrat
macht kein Hehl daraus, dass er damit
Druck auf die Kantone aufbauen will.

«Affront» gegen die Romandie

Die Hauptgegnerin der Deutschschwei-
zer Kantone ist Bundesrätin Elisabeth
Baume-Schneider (SP). Die Vorsteherin
des Eidgenössischen Departements des
Innern kritisierte die Deutschschweizer
Kantone in den vergangenen Monaten

mehrfach für deren Haltung zum
Sprachenunterricht. Eine Abschaffung
des Frühfranzösisch sei nicht nur ein
«Affront» gegen die Romandie, sondern
ziele letztlich auch auf eine Entwertung
der Landessprachen und der Schweizer
Kultur ab, sagte sie.

Schon heute hat in der Mehrheit
der Deutschschweizer Kantone in der
Primarschule Englisch Priorität. Nur in
Bern, Solothurn, beiden Basel und im
deutschsprachigen Oberwallis lernen
die Primarschüler Französisch als erste
Fremdsprache. In den Westschweizer
Kantonen wird dagegen Deutsch flä-
chendeckend als erste Fremdsprache
unterrichtet.

Im Herbst 2025 lancierte der Nid-
waldner Bildungsdirektor Res Schmid
einen Kompromissvorschlag. Er for-
derte ein flächendeckendes Obligato-
rium für den Französischunterricht in
der Primarschule. Im Gegenzug solle
Englisch flächendeckend ab der ersten
Sekundarklasse unterrichtet werden.
Damit wollte er einem Eingriff des Bun-
desrats zuvorkommen.

Inzwischen ist klar, dass diese Va-
riante zum Scheitern verurteilt ist. Ge-
rade in den Ostschweizer Kantonen, die
von der Romandie am weitesten ent-
fernt sind, hat Englisch als Zweitsprache
eine grössere Bedeutung als Franzö-
sisch. Gerade sie dürften sich im gegen-
wärtigen Streit an das Jahr 2016 erinnert
fühlen. Als sich damals einzelne Kan-
tone, darunter auch der Thurgau, vom

Frühfranzösisch verabschieden wollten,
schickte Baume-Schneiders Vorgänger
Alain Berset ebenfalls eine Änderung
des Sprachengesetzes in die Vernehm-
lassung. Damals wirkte der Druck, die
Kantone lenkten ein. Ob das diesmal er-
neut funktioniert, ist fraglich.
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